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§ 19 GKUFG 1998
Ruckerstattungspflicht

GKUFG 1998 - Gemeindebeamten-Kranken- und Unfallfirsorgegesetz 1998 - GKUFG 1998

@ Bericksichtigter Stand der Gesetzgebung: 01.03.2025

1. (1)Die Anspruchsberechtigten haben Leistungen nach den Bestimmungen dieses Unterabschnittes innerhalb der
nach Abs. 2 festgelegten Frist riickzuerstatten, wenn
1. a)sie deren Gewahrung durch unwahre Angaben oder durch Verschweigen malRgebender Tatsachen
herbeigefihrt haben,
2. b)der Empfanger erkennen musste, dass die Leistung nicht oder nicht in dieser Hohe gebuhrte, oder
3. c)eine Leistung wegen Verletzung einer in diesem Gesetz festgelegten Meldepflicht zu Unrecht gewahrt
wurde.

2. (2)Die Verwaltungskommission hat Leistungen im Sinne des Abs. 1 von den Anspruchsberechtigten bei sonstigem
Verlust innerhalb von drei Jahren ab Kenntnis der zu Unrecht erbrachten Leistung riickzufordern, soweit im Abs. 3
nichts anderes bestimmt ist. Bei Vorliegen berlcksichtigungswirdiger Umstande ist die Rickforderung von
Leistungen im Sinne des Abs. 1 in Teilbetragen zulassig.

3. (3)Die Verwaltungskommission kann von der Ruckforderung von Leistungen im Sinne des Abs. 1 absehen, wenn
der Aufwand fiur die Ruckforderung zum riickforderbaren Betrag in einem unvertretbaren Verhaltnis steht.

In Kraft seit 01.01.2005 bis 31.12.9999

© 2025 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


file:///
file:///

	§ 19 GKUFG 1998 Rückerstattungspflicht
	GKUFG 1998 - Gemeindebeamten-Kranken- und Unfallfürsorgegesetz 1998 - GKUFG 1998


